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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

muss ich an dieser Stelle nochmal erwähnen, dass sich die Gesund-
heits- und Sozialwirtschaft in stürmischen Zeiten befindet? Dass die 
wirtschaftliche Lage immer prekärer wird? Dass mangels Arbeits-
kräften Leistungen eingeschränkt werden müssen? Dass die Regu-
lierungsdichte immer mehr Managementkapazitäten bindet? Nein, 
das muss ich wohl nicht, denn Sie erleben das tagtäglich. 

Wir möchten Ihnen mit den nachfolgenden Beiträgen etwas Ori-
entierung geben: Als Ausgangspunkt Zahlen, Daten, Fakten: 
Wie steht die Branche ausweislich unseres Datenpools wirtschaftlich 
da? Darauf aufbauend klären wir, ob die Krankenhausre-
form die wirtschaftlichen Probleme der Krankenhäuser lösen kann. 
Und wir untersuchen das Stambulant-Konzept im Hinblick 
auf einen Beitrag zur Reduzierung des Fachkräftemangels in der 
Altenhilfe. Die Nachhaltigkeitsberichterstattung dürfen Sie 
nicht aus den Augen verlieren – daher auch hierzu ein paar Hinwei-
se auf aktuell notwendige To-dos. Natürlich dürfen auch Hinweise 
auf aktuelle steuerliche Entwicklungen nicht fehlen – und hier gibt es 
echte Erleichterungen!
Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre.

Und noch ein paar Worte in eigener Sache: Ich darf die Leitung 
des Ressorts Gesundheitswirtschaft von meiner geschätzten Kollegin 
Birgitta Lorke übernehmen. Eine herausfordernde Aufgabe, die ich 
gerne annehme – weil ich um die Unterstützung vieler Kolleginnen 
und Kollegen weiß, die sich bei Curacon mit Begeisterung für 
diesen Bereich engagieren. Und das, liebe Birgitta, ist nicht zuletzt 
Dein Verdienst. Ich danke Dir dafür. 

Marco Sander

In stürmischen Zeiten rast die Reform-
welle bedrohlich auf die Kranken-
häuser zu: Das Krankenhausversor-
gungsverbesserungsgesetz (KHVVG) 
hat eine hitzige Diskussion über die 
zukünftige Sicherstellung der Versor-
gung und den Fortbestand kleiner, 
aber bedarfsnotwendiger Kranken-

häuser ausgelöst. Akteure 
kritisieren die – grundsätzlich 

notwendige – Krankenhausreform 
jedoch als Blindflug.

Seite 8 – 9

Die Studie „Nachhaltigkeit“ gibt 
Einblicke in den Status quo zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung in 
der Gesundheits- und Sozialwirtschaft 
und relevante Handlungsempfehlun-

gen, um den Start zu einem prüfungs-
sicheren Nachhaltigkeitsbericht nicht 

zu verpassen.

Seite 14 – 15

Ein fehlerhaftes Update einer 
IT-Security-Lösung des Herstellers 
Crowdstrike (Falcon) führte im Juli 

weltweit zu signifikanten Störungen 
auf Windows-Systemen und 

beeinträchtigte somit unmittelbar 
die IT-Infrastruktur zahlreicher Unter-
nehmen. Daten- und IT-Sicherheit in 

Ihrem Unternehmen sind unerlässlich.

Seite 21
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WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG 
IN DER GESUNDHEITS- UND SOZIAL-
WIRTSCHAFT 
Die aktuellen volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind gekennzeichnet durch hohe 
Inflationsraten in den Jahren 2022 und 2023. Das sehr geringe Wachstum des Brutto-
inlandprodukts zeigt Auswirkungen auf die Haushaltslage der Länder und Kommunen. 
Hinzu kommt ein in den vergangenen fünf Jahren deutlich gestiegenes Zinsniveau. Diese 
Rahmenbedingungen spiegeln sich auch in der wirtschaftlichen Entwicklung der Unterneh-
men in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft im Bilanzjahr 2023 wider. Weitere Heraus-
forderungen sind zudem die Auswirkungen des Fachkräftemangels, nicht refinanzierte 
Kostensteigerungen, ein massiv steigender Investitionsbedarf sowie eine Flut neuer Geset-
ze, Regelungen und Vorschriften. 

Wirtschaftliche Entwicklung der deutschen 
Krankenhäuser
Auswertungen aus der Curacon-Benchmark-Da-
tenbank für Jahresabschlüsse der aktuellen Prü-
fungssaison (Geschäftsjahr 2023) bestätigen 
die Befürchtungen: Der Krankenhaussektor steckt 
trägerübergreifend tief in einer Ergebnis- und Liqui-
ditätskrise.
Die bereits in der Vergangenheit nicht ausreichen-
den Umsatzrenditen sind 2023 weiter zurückge-
gangen und liegen mit + 0,1 % gerade noch im 
positiven Bereich. Notwendige Investitionen – die 
schon lange nicht mehr, wie in der Dualen Finan-
zierung vorgesehen, vollständig durch die Länder 
getragen werden – können somit nicht mehr aus 
dem operativen Ergebnis finanziert werden. Die 
Aufnahme von Bankkrediten scheidet aufgrund 
der unsicheren wirtschaftlichen Lage (ohne Bürg-
schaft der Träger) zumeist aus, sodass Investitionen 
zurückgestellt werden müssen. Höhere laufende 
Kosten bei gleichzeitig verzögerten Zahlungen der 
Krankenkassen aufgrund des steigenden Bestands 
von Ausgleichsforderungen führen zu einer weiteren 
Belastung der Liquidität und der Inanspruchnahme 
von Kreditlinien. Immer mehr Krankenhäuser schrei-
ben Verluste – und die Aussichten für 2024 bleiben 
schlecht. 
Die durchschnittliche Bettenauslastung sinkt 2023 
trotz Bettenabbau auf nur noch 68 % (2022: 71%) 

Die staatlichen Hilfsmaßnahmen für die Kranken-
häuser gehen 2023 deutlich zurück – das Um-
satzwachstum fällt mit +2,3 % (Vorjahr +4,4 %) 
entsprechend gering aus. Trotz deutlichem Leis-
tungsrückgang bauen die Krankenhäuser weiteres 
Personal (+2,7 % Vollkräfte) auf. Bedingt durch die 
Ausgliederung des Pflegebudgets wächst insbeson-
dere die Zahl der Pflegekräfte mit +5,1 % deutlich 
(Ärzte +2,6 % ggü. Vorjahr).
Die Schere zwischen Umsatz- und Kostenentwick-
lung klafft immer weiter auseinander. Tarifsteige-
rungen, weiterer Personalaufbau und inflationsbe-
dingte Kostensteigerungen von +7,5 % gegenüber 
2022 erhöhen die Belastung für die Krankenhäu-
ser. Gleichzeitig liegt das Leistungsvolumen der 
Krankenhäuser etwa 12 % unter dem Niveau von 
2019.
Im Jahr 2023 haben 30 Krankenhäuser Insolvenz 
angemeldet – drei Mal so viele wie 2022. Bis 
einschließlich August 2024 meldeten bereits 20 
Krankenhäuser Insolvenz an, und die Prognosen 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft deuten 
darauf hin, dass sich die Anzahl der Insolvenzen 
in diesem Jahr verdoppeln könnte – ein unkontrol-
lierter Abbau von etablierten Versorgungsstrukturen, 
der zu einer Gefährdung der Patientenversorgung 
führen kann.
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Wirtschaftliche Entwicklung in der Altenhilfe
Der Pflegemarkt steht insbesondere durch die 
demografische Entwicklung, die Notwendigkeit 
der Digitalisierung sowie den Investitionsbedarf in 
energetische Sanierungen vor großen Herausfor-
derungen. Hierbei steht der wachsenden Zahl von 
Pflegebedürftigen ein Personalmangel gegenüber, 
der sich aufgrund des Ausscheidens der Babyboo-
mer aus dem Erwerbsleben verschärft. Auch die 
Fragen nach einer nachhaltigen Finanzierung der 
Pflegeversicherung sowie dem Schutz der Pflegebe-
dürftigen vor ausufernden Kostensteigerungen sind 
bisher unbeantwortet geblieben.
Durch eine unzureichende Refinanzierung von 
Kostensteigerungen sowie einen zunehmenden Per-
sonalmangel geraten immer mehr Pflegeeinrichtun-
gen in eine Schieflage. Die zu versorgende Klientel 
ist zunehmend mit Leistungseinschränkungen und 
wachsenden Kostenbelastungen konfrontiert.
Die Pflegeeinrichtungen sind zunächst auch 
aufgrund der Schutzschirme besser als erwartet 
durch die Pandemie gekommen. Die Renditen sind 
im Jahr 2023 jedoch weiter unter Druck geraten. 
Gründe hierfür waren das Auslaufen der Schutz-
schirme, mitunter sinkende Auslastungen, eine 
unzureichende bzw. zeitlich verzögerte Refinanzie-
rung von Kostensteigerungen, die auf Inflation und 
die Umsetzung der Tariftreuepflicht zurückzuführen 
waren. 

Zunehmender Personalmangel zwingt zur Ab-
wägung zwischen Leistungseinschränkungen, 
verbunden mit den daraus folgenden sinkenden 
Belegungsquoten (Einnahmen) einerseits, und der 
Inanspruchnahme von teurem Fremdpersonal ande-
rerseits. Laut einer Kurzbefragung ist der Anteil der 
defizitären Einrichtungen seit 2022 in der statio-
nären Altenhilfe (st. AH) auf 46 % (2022: 23 %, 
2023: 35 %) und in der ambulanten Altenhilfe 
(amb. AH) sogar auf 51 % (2022: 35 %, 2023: 
47 %) angestiegen. Der Median der Betriebser-
gebnisse innerhalb des Curacon-Datenpools ist für 
2023 auf –1.090 Euro (2022: +531 Euro/Platz) 
gesunken, wonach 67 % der Einrichtungen (ohne 
außerordentliche Effekte) defizitär waren. 
Der Pflegemarkt ist in der Versorgung noch sehr 
fragmentiert. Da ungefähr die Hälfte der stationä-
ren und ambulanten Einrichtungen weniger als 50 
Pflegebedürftige versorgen, ist eine weitergehende 
Marktkonzentration und Konsolidierung zu erwar-
ten. Schon lange stehen flankierende Maßnahmen 
des Gesetzgebers in den zentralen Handlungs-
feldern Fachkräftemangel, Strukturreformen sowie 
nachhaltige Finanzierung der Sozialen Pflegever-
sicherung, und nicht zuletzt auch auskömmliche 
Betriebskosten aus. 

 Der Curacon-Datenpool unterstützt  Der Curacon-Datenpool unterstützt 

 die Kolleg:innen bei der Einschätzung  die Kolleg:innen bei der Einschätzung 

 der wirtschaftlichen Entwicklung der  der wirtschaftlichen Entwicklung der 

 Gesundheits- und Sozialwirtschaft und  Gesundheits- und Sozialwirtschaft und 

 macht Entwicklungen messbar.  macht Entwicklungen messbar. 

Niels Wantia, Experte für den Curacon-Datenpool
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Wirtschaftliche Entwicklung in der Eingliederungs-
hilfe und von Werkstätten
Die Eingliederungshilfe (EGH) in Deutschland steht 
vor erheblichen ökonomischen Herausforderungen. 
Steigende Kosten und Inflation treiben die Perso-
nal- und Betriebsausgaben der Einrichtungen in die 
Höhe. Der Fachkräftemangel verschärft die Lage 
weiter, da qualifiziertes Personal im Sozial- und 
Pflegebereich knapp ist und Löhne steigen, wäh-
rend die Versorgung darunter leidet. Gleichzeitig 
wächst die Nachfrage nach Eingliederungshilfe, 
doch die Finanzierungsbasis der Kommunen bleibt 
unzureichend. Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
erhöht den Verwaltungsaufwand, während fehlen-
de Digitalisierung die Ineffizienz von Prozessen 
verschärft.
Die wirtschaftliche Lage der Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM) hat sich verschlechtert. 
Laut Curacon-Datenpool erzielten im Jahr 2023 
nur 58 % der Unternehmen positive Ergebnisse, 
während der Anteil mit negativen Ergebnissen von 
22 % (2019) auf 27 % im Jahr 2023 stieg. Die 
Personalaufwandsquote erreichte im Jahr 2023 

mit 68,8 % einen Höchststand, was den Fach-
kräftemangel und steigende Löhne widerspiegelt. 
Trotz eines Umsatzanstiegs von über 6 % bleibt 
die Umsatzrentabilität mit 1,6 % niedrig. Auch die 
Materialkosten sind aufgrund höherer Einkaufsprei-
se deutlich gestiegen.
Im Markt sind zunehmend kritische wirtschaftliche 
Situationen zu beobachten, die teilweise bereits 
zu erheblichen Krisen und (drohenden) Insolvenzen 
geführt haben. Diese Entwicklungen verdeutlichen 
die dringenden strukturellen und finanziellen Her-
ausforderungen, denen viele Einrichtungen gegen-
überstehen.

Wirtschaftliche Entwicklung in der Kinder- und  
Jugendhilfe
Auch die wirtschaftliche Entwicklung in der Kinder- 
und Jugendhilfe ist maßgeblich von den deutlichen 
Steigerungen der Personal- und Sachkosten und 
den eingeschränkten Refinanzierungsmöglichkeiten 
der Träger beeinflusst. Die Personalkosten sind im 
Jahr 2023 aufgrund der tariflichen Entwicklungen 
bzw. der Zahlung einer Inflationsausgleichsprämie 
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stark angestiegen. Im Bereich der Sachkosten 
haben sich insbesondere die Aufwendungen für 
Lebensmittel und für Energie erhöht.
Während die Kostensteigerungen flächendeckend 
zu verzeichnen sind, ist die Frage der Refinanzie-
rung differenziert zu betrachten. Bei den Entgelt-
veränderungen, die durch Regelwerke vorgegeben 
sind, reichen die sich daraus ergebenden Entgelter-
höhungen vielfach nicht aus. So haben die Ein-
richtungen im Bereich des Kinderbildungsgesetzes 
(KiBiz) in NRW im Kita-Jahr 2023/24 erhebliche 
und z. T. existenzbedrohende Verluste hinnehmen 
müssen. 
Andere Einrichtungen, die z. B. Leistungen in der 
ambulanten oder stationären Jugendhilfe erbringen, 
konnten mit den Kommunen auskömmliche Entgelt- 
erhöhungen vereinbaren. Der Curacon-Datenpool 
zeigt für das Geschäftsjahr 2023 bei einer mit 
82,2 % leicht rückläufigen Personal-/Material-
aufwandsquote einen Anstieg der betrieblichen 
Erträge je Vollkraft um fast 10 % gegenüber dem 
Vorjahr. Dementsprechend ist die Umsatzrendite 
von 0,76 % (2022) auf 1,53 % angestiegen. . 

AUSBLICK
Aktuelle Befragungsergebnisse von mehr als 700 
Einrichtungen zeigen auch für 2024 eine weitere 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Ergebnisse. 
Mit Ausnahme der Eingliederungshilfe rechnen 
43 % der Komplexträger und 59 % der Kranken-
häuser mit einer weiteren Ergebnisverschlechterung. 
Nur die Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
zeigen sich optimistischer: Hier gehen 55 % unver-
änderten Ergebnissen aus, 32 % rechnen mit einer 
Ergebnisverschlechterung.

Holger Averbeck
holger.averbeck@curacon.de

Jan Martin Faass
janmartin.faass@curacon.de

Jan Grabow
jan.grabow@curaocn.de

Niels Wantia 
niels.wantia@curacon.de

1

Umsatzentwicklung im Vergleich zum Vorjahr in %
Vergleich Teilbranchen

Krankenhaus

amb. AH

-2,0%

0,0%

2,0%

4,0%

6,0%

8,0%

10,0%

2019 2020 2021 2022 2023

st. AH

EGH

WfbM

Quelle: Curacon Datenpool – Stand 23.09.2024

Umsatzentwicklung im Vergleich zum Vorjahr in %
Vergleich Teilbranchen

10,0 %

8,0 %

6,0 %

4,0 %

2,0 %

0,0 %

-2,0 %

2019                     2020                     2021                     2022                    2023                  

EGH

WfbM

st. AH 
amb. AH

Krankenhaus

Quelle: Curacon-Datenpool, Stand 23.09.2024

mailto:holger.averbeck@curacon.de
mailto:janmartin.faass@curacon.de
mailto:jan.grabow@curaocn.de
mailto:niels.wantia@curacon.de


8      4.24

DAS KHVVG – 
EINE REFORM IM BLINDFLUG
In stürmischen Zeiten rast die Reformwelle bedrohlich auf die Krankenhäuser zu: Das 
Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) hat eine hitzige Diskussion über 
die zukünftige Sicherstellung der Versorgung und den Fortbestand kleiner, aber bedarfs-
notwendiger Krankenhäuser ausgelöst. Akteure kritisieren die – grundsätzlich notwendige 
– Krankenhausreform jedoch als Blindflug.

Das KHVVG ist ein Rundumschlag 
Kernthema des KHVVG ist die Einführung von Leis-
tungsgruppen als Krankenhaus-Planungsinstrument 
nach dem Vorbild von NRW. Die Leistungsgruppen 
bieten die Möglichkeit, das medizinische Angebot 
im Krankenhaus bundeseinheitlich zu strukturieren. 
Ihre Vergabe an die Krankenhäuser ist überdies 
an bundesweit einheitliche Qualitätskriterien und 
Mindestvorhaltezahlen, also eine zu erbringende 
Mindestfallzahl je Leistungsgruppe (LG), gekoppelt. 
Im Ergebnis wird dadurch die Krankenhausplanung 
auf neue Beine gestellt, weg von der Planung nach 
Betten hin zu einer Planung nach medizinischen 
Leistungsbereichen. Dies eröffnet grundsätzlich 
die Möglichkeit zur Steuerung und damit Kon-
zentration von Leistungen. Ein sinnvoller Ansatz, 
solange er die medizinische Grundversorgung der 
Bevölkerung nicht beeinträchtigt. Dabei gilt es, 
den Anforderungen von Ballungsräumen ebenso 
gerecht zu werden wie denen von gering besiedel-
ten Gebieten.
Der Gesetzgeber sieht vor, die Finanzierung der 
Leistungen an die Vergabe von Leistungsgruppen zu 
koppeln. Hierzu wird das DRG-System weiter auf-
geweicht, dafür werden 60 % der Kosten (inklusive 
Pflegebudget) ausgegliedert und in ein Vorhaltebud-
get überführt, welches die Fixkosten der Kranken-
häuser, die für die Erbringung der jeweiligen LG 
anfallen, finanzieren soll. Jedoch ist der Umfang 
des Vorhaltebudgets davon abhängig, wie viele 
Leistungsgruppen einem Krankenhaus zugestanden 
werden – und dies erfolgt leistungsabhängig! Hin-
zu kommt, dass eine fallzahlabhängige Anpassung 
des Vorhaltebudgets alle 2 bis 3 Jahre vorgesehen 
ist. Der Effekt einer „echten Vorhaltefinanzierung“ 
mit einem Schutz für unwirtschaftliche Strukturen ist 
nicht vorgesehen. 

Die Gesundheitsminister:innen, aber auch andere 
Akteure positionieren sich klar gegen das Gesetz 
– zu Recht, denn es gibt einige Problembereiche. 
Exemplarisch zeigen wir drei davon auf:

Reform im Blindflug
Welche Auswirkungen das KHVVG auf die Ver-
sorgungssituation haben wird, ist nicht absehbar. 
Umso überraschender ist, dass keine Auswirkungs-
analyse im Vorfeld des Gesetzes vorgesehen ist. 
Die tatsächlichen Folgen des Gesetzes bleiben 
somit bis zur Umsetzung unbekannt. Eine erste 
Evaluation des Gesetzes ist erst für Ende 2028 
vorgesehen: Erst dann sollen die Konzentrations-
wirkungen, die Auswirkungen auf die medizinische 
Versorgungssituation sowie die wirtschaftliche Situ-
ation der Krankenhäuser evaluiert werden. Dieser 
Zeitpunkt wird für einige Häuser zu spät kommen. 

Vorhaltefinanzierung gefährdet kleine Häuser
Die Krankenhausreform verstärkt das Ungleichge-
wicht zwischen großen und kleinen Versorgern. 
Die Leistungsgruppen sind mit einheitlichen Struk-
turkriterien verknüpft, die für kleinere Häuser eine 
Herausforderung darstellen. Mit den Mindestvor-
haltezahlen kommt eine zusätzliche Hürde hinzu. 
Um als Planungsinstrument in dicht besiedelten 
Gebieten zu funktionieren, ist davon auszugehen, 
dass die Mindestvorhaltezahlen hoch angesetzt 
werden, sodass ländlichere Regionen Schwierigkei-
ten bekommen werden. Kleine Häuser werden so 
Leistungsgruppen und somit entsprechende Vorhalte-
budgets nicht erhalten, was die finanzielle Situation 
weiter belastet.

Bedeutung von Level 1i
Eine weitere Säule des KHVVG soll die Ausge-
staltung der sektorenübergreifenden Einrichtungen 
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ANGEECKT

 Eine Reform der Krankenhaus-  Eine Reform der Krankenhaus- 

 landschaft ist notwendig und  landschaft ist notwendig und 

 sinnvoll. Das KHVVG in der  sinnvoll. Das KHVVG in der 

 jetzigen Fassung verfehlt die  jetzigen Fassung verfehlt die 

 Ziele einer solchen not-  Ziele einer solchen not- 

 wendigen Reform jedoch.  wendigen Reform jedoch. 

(Level-1i-Krankenhäuser) sein. Die Umstrukturierung 
kleiner Krankenhäuser zu sektorenübergreifenden 
Einrichtungen könnten ein probates Mittel sein, 
um die Grundversorgung in der Fläche zu sichern 
und einen finanziell gangbaren Weg für die 
kleinen Häuser zu finden. Die Ausgestaltung bleibt 
jedoch vage: Das KHVVG macht keine abschlie-
ßenden Aussagen darüber, welche Leistungen in 
Level-1i-Krankenhäusern erbracht werden können. 
Zur Finanzierung der Leistungen sind nicht näher 
definierte Tagesentgelte geplant. Dies sind jedoch 
notwendige Informationen, die der Einführung von 
Leistungsgruppen und der Reform der Finanzierung 
vorgeschaltet werden müssten. Nur dann hätten 
kleinere Häuser die Chance, ambulante Strukturen 
aufzubauen, bevor das kleine Krankenhaus schlie-
ßen muss.. 

FAZIT
Die KHVVG-Welle kommt näher und wird es vielen 
Krankenhäusern nicht einfach machen, sie zu be-
wältigen. Geprägt ist diese Reform von finanzieller 
Ungewissheit, Risiken für die medizinische Versor-
gung (in der Fläche) und politischem Sprengstoff. 
Gute und sinnvolle Ansätze zur Lösung der wirt-
schaftlich schwierigen Situation der Krankenhäuser 
bietet das KHVVG kaum, vielmehr birgt es Risiken 
und mögliche Fehlanreize. Wesentliche Fragen zur 
konkreten Umsetzung und zu langfristigen Auswir-
kungen auf die Versorgungssituation bleiben offen.

Birgitta Lorke
birgitta.lorke@curacon.de

Dr. Philipp Ostwald 
philipp.ostwald@curacon.de

Birgitta Lorke, Expertin für das KHVVG

OHNMACHT  
IST KEINE  
LÖSUNG
Das KHVVG ist (noch) nicht ver-
abschiedet, aber es lässt sich nicht 
ohne Grund die Frage stellen:  
Wird das Gesetz überhaupt  
verabschiedet?

Ein Kommentar von Dr. Philipp Ostwald

Die politischen Akteure, allen voran die 
Bundesländer, bringen schwerwiegende 
– nicht zuletzt verfassungsrechtliche – Argu-
mente vor, weshalb das Gesetz in dieser 
Form nicht in Kraft treten sollte. Doch der 
Bundesgesundheitsminister ist fest entschlos-
sen, das KHVVG zu verabschieden und 
ab 2025 in die ungewisse Umsetzung zu 
gehen.
Um es deutlich zu sagen: Für Krankenhäu-
ser ist die Situation zum Verzweifeln. Aber 
gerade jetzt muss die Devise sein, nicht 
in Ohnmacht zu verharren, sondern zu 
handeln!
Unabdingbar ist ein Liquiditätsscreening in 
diesen Zeiten – dies sollte Ihre erste Maß-
nahme sein. Das KHVVG bietet den Vorteil, 
dass sich die Planung an der NRW-Logik 
orientiert. Hier ist schon jetzt eine Analyse 
möglich, für welche Leistungsgruppen das 
eigene Haus qualifiziert ist und wo es 
Ergänzungsbedarf gibt, um weitere Leis-
tungsgruppen erbringen zu dürfen. Kurzum: 
Es lohnt sich, jetzt eine Medizinstrategie zu 
entwickeln und sich robust aufzustellen.
Im Beratungsalltag haben wir in einigen 
Projekten erlebt, dass sie zu medizinisch 
sinnvollen Fusionen und Verbundbildungen 
geführt haben – auch das wird im Hinblick 
auf die Umsetzung des KHVVG ein proba-
tes Mittel sein, um im Vergabeprozess eine 
bessere Verhandlungsbasis zu haben.

mailto:birgitta.lorke@curacon.de
mailto:philipp.ostwald@curacon.de
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STAMBULANT – EIN WEG IN DIE  
ZUKUNFT FÜR DIE STATIONÄRE  
ALTENHILFE? 
Die Herausforderungen in der Altenhilfe sind vielfältig und komplex. Leere Kassen, die 
demografische Entwicklung, der Mangel an Fachkräften und die steigenden Ansprüche 
der älteren Menschen an Wohn- und Pflegequalität stellen die Einrichtungen vor neue 
Aufgaben. In diesem Kontext rückt das Pflegekonzept „Stambulant“ in den Fokus, das als 
innovativer Ansatz zur Verbesserung der stationären Altenhilfe gilt. 

Stambulant – was bedeutet das?
Stambulant bezeichnet einen integrativen Ansatz, 
der die Vorteile stationärer und ambulanter Pflege-
formen miteinander verbindet. Er zielt darauf ab, 
pflegebedürftigen Menschen ein hohes Maß an 
Selbstbestimmung und Lebensqualität zu ermög-
lichen, während sie gleichzeitig die notwendige 
Unterstützung erhalten. Zudem wird An- und 
Zugehörigen eine Mitwirkung an der Pflege und 
Betreuung ermöglicht, die die privaten Kosten eines 
Pflegeplatzes senken kann.
Seit 2023 verzeichnet Deutschland einen über-
durchschnittlichen Anstieg an pflegebedürftigen 
Menschen – der Bedarf an Pflegekräften wächst 
folglich, kann aber nicht mehr gedeckt werden. 
Gleichzeitig führt ein zunehmender Mangel an 
Beitragszahlenden zu weniger Geld in den Kassen.
Studien zufolge wollen fast 90 % der Bevölke-
rung im Alter nicht in einem Pflegeheim, sondern 
zu Hause versorgt werden. Nur 9 % würden ein 
Pflegeheim bevorzugen. Gleichzeitig wird eine 
häusliche Versorgung mit steigendem Alter oder 
Pflegebedürftigkeit immer komplexer und ist oft nicht 
mehr leistbar.
Notwendig ist ein Wandel in unserem Pflegesys-
tem: Einerseits sind die individuellen Bedürfnisse 
der Pflegebedürftigen sowie von deren An- und 
Zugehörigen zu berücksichtigen, andererseits ist 
aber auch der Einsatz von Personal und Sachmit-
teln flexibler und effizienter zu gestalten. Pflege 
muss finanzierbar sein – sowohl für die Kassen als 
auch für die Pflegebedürftigen selbst.
Im Rahmen einer stambulanten Versorgung wird 
durch flexible Angebote und eine Ambulantisierung 
der Pflege in Wohngruppen ermöglicht, dass die 
Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtung 
nicht nur innerhalb stationärer Strukturen leben, 
sondern auch aktiver am gesellschaftlichen Le-
ben teilnehmen bei gleichzeitig effektiverem und 

kostengünstigerem Personaleinsatz. Es ist eine kluge 
Kombination aus stationärer und ambulanter Pflege, 
wobei ein stärkerer Fokus auf die Betreuung der 
Bewohnerinnen und Bewohner gelegt wird.
Die BeneVit-Gruppe hat mit ihrem Modellprojekt 
seit acht Jahren ein wegweisendes Beispiel für die 
Umsetzung des Stambulant-Konzepts geschaffen. 
Auch andere Träger gehen inzwischen ähnliche 
Wege, indem sie stationäres Ordnungsrecht hin-
sichtlich der Einrichtung mit ambulantem Leistungs-
recht verbinden. Die bauliche Voraussetzung dafür 
ist, abgeschlossene Wohngemeinschaften, die 
jeweils mit Küche und Aufenthaltsraum ausgestattet 
sind, in den bis dahin stationären Einrichtungen zu 
gestalten bzw. bei Neubauten von Anfang an zu 
planen.
Die Erfahrungen aus dem Modellprojekt zeigen, 
dass Bewohner, die in einem stambulanten Umfeld 
leben, deutlich zufriedener sind. Sie nehmen aktiv 
an Freizeit- und Gesellschaftsangeboten teil und 
profitieren von der Nähe zu ambulanten Dienstleis-
tungen. Zudem scheint die Integration von ambu-
lanten Leistungen in die stationäre Pflege nicht nur 
die Zufriedenheit der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner zu erhöhen, sondern auch die Belastung des 
Pflegepersonals zu verringern. Ein zentraler Aspekt 
ist die Möglichkeit der Mitgestaltung der eigenen 
Pflege durch die Bewohnerinnen und Bewohner 
bzw. deren An- und Zugehörige, die ihre Bedürfnis-
se und Wünsche äußern können.

Rechtlicher Rahmen
Die Regelungen zu dieser neuen Versorgungsform – 
bisher nur als Modellprojekt in Deutschland getestet 
– finden sich im neuen § 45j SGB XI. Die Idee ist, 
die Lücke zwischen den in häuslicher Versorgung 
bestehenden ambulanten Versorgungsformen und 
der klassisch vollstationären Pflege zu schließen. 
Dies gilt nicht für Einrichtungen wie Krankenhäuser 
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 Das Stambulant-Konzept bietet einen  Das Stambulant-Konzept bietet einen 

 vielversprechenden, ressourcen-  vielversprechenden, ressourcen- 

 sparenden Weg in die Zukunft der  sparenden Weg in die Zukunft der 

 stationären Altenhilfe.  stationären Altenhilfe. 

oder solche der Eingliederungshilfe. Grundlage 
ist der Abschluss eines Vertrags zwischen den 
Pflegekassen und den Pflegediensten, in dem 
Pflegemaßnahmen, Betreuungsleistungen und auch 
die Qualitätssicherung vereinbart werden müssen. 
Eingebunden werden können (und sollen möglichst) 
Engagement von Angehörigen sowie ehrenamtli-
chen Helfern. Ein Kritikpunkt ist hierbei, dass der 
Referentenentwurf zwar die Möglichkeit zu stam-
bulanter Pflege nunmehr schafft, Einzelheiten aber 
offenbleiben und weitergehender Regelungen der 
Vertragsparteien bzw. der Pflegeselbstverwaltung 
bedürfen.

Personalausstattung
Im Rahmen des Modellprojekts wurde auf Perso-
nalquoten vonseiten der Kostenträger verzichtet. 
Weniger Pflegefachkräfte, weniger Pflegehilfskräfte 
und mehr Betreuungs- und Hauswirtschaftskräfte 
übernehmen die 24-Stunden-Versorgung, was zu 
einer Absenkung der Personalkosten gegenüber 
einer klassischen stationären Pflegeeinrichtung führt. 
Dabei ist auch nachts eine Pflegefachkraft vorge- 
sehen.

Erkenntnisse
Wissenschaftliche Studien bestätigen die Wirksam-
keit des Stambulant-Ansatzes. Eine Untersuchung 
der Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
Hamburg (HAW) hat gezeigt, dass stambulante 
Modelle zu einer signifikanten Verbesserung der 
Lebensqualität führen. Dabei wurde festgestellt, 
dass die Bewohnerinnen und Bewohner seltener an 
Depressionen leiden und über eine höhere Lebens-
zufriedenheit berichten. 
Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) hat 
hingegen die wirtschaftlichen Aspekte solcher Mo-
delle untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass die 
Kombination von ambulanter und stationärer Pflege 
nicht nur die Qualität der Versorgung verbessert, 
sondern auch die Kosten langfristig senken kann. 
Durch die Entlastung der stationären Pflegekräfte 

und die frühzeitige Intervention in ambulanter 
Form können aufwändige Krankenhausaufenthalte 
vermieden werden.

Finanzierung des Stambulant-Ansatzes
Der stambulante Ansatz in seiner ursprünglichen 
Form hat nach wie vor den Status eines Modell-
projekts, das dieses Jahr bereits zum sechsten Mal 
verlängert wurde. Zum Ende des Jahres 2024 wird 
erneut über eine Verlängerung entschieden.  
In neuen Gesetzentwürfen, z.B. dem am  
6. September 2024 vorgelegten Entwurf des 
Pflegekompetenzgesetzes (PKG), bleibt der 
Umgang mit innovativen Wohnformen offen. Die 
Refinanzierung des Modellprojekts setzt sich aus 
Leistungsvergütungen nach SGB XI, einem Wohn-
gruppenzuschlag nach SGB XI sowie einer Betreu-
ungspauschale zusammen. Die SGB V-Leistungen 
werden über eine SGB V-Pauschale refinanziert. 
Zudem verbleibt ein Budget für Wahlleistungen. 
Auf diese Weise soll ein passgenauer und flexibler 
Leistungsschnitt durch den Mix aus Grundleistun-
gen bei Pflege und Betreuung ermöglicht werden, 
der zu Einsparungen von monatlich bis zu 1.000 
Euro führen kann. Pflegende Angehörige können 
Pflegegeld beantragen, sofern sie sich selber in die 
Betreuung einbringen.. 
 
FAZIT
Vor allem für den ländlichen Raum scheint das 
Stambulant-Konzept ein sehr gutes Modell darzu-
stellen. Angesichts der demografischen Verände-
rungen, der zunehmenden Bedeutung von Selbst-
bestimmung in der Pflege sowie der beschriebenen 
angespannten Situation in der stationären Pflege 
erscheint der Stambulant-Ansatz als eine Perspekti-
ve, die es zu fördern gilt. 

Sabine Fischer 
sabine.fischer@curacon.de

Kai Tybussek 
kai.tybussek@curacon-recht.de

Sabine Fischer, Expertin für stationäre Altenhilfe

mailto:sabine.fischer@curacon.de
mailto:kai.tybussek@curacon-recht.de
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AUFBRUCHSSTIMMUNG IN  
SACHEN NACHHALTIGKEIT – 
WAS JETZT WIRKLICH ZÄHLT 
Immer mehr Unternehmen in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft widmen sich mit 
zunehmenden Ressourcen der nachhaltigen Ausrichtung des Unternehmens und der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung. Keinesfalls zu früh, denn die Umsetzung der Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD) in nationales Recht steht unmittelbar bevor. Auf 
dieser Basis müssen in vielen Unternehmen für das Jahr 2025 Nachhaltigkeitsberichte 
erstellt werden. Vielfach stellt sich auch die Frage, wie Aspekte der Nachhaltigkeit die 
Bilanzierungspraxis beeinflussen. 

Regulatorik – ein Update
Die regulatorische Grundlage für die Erstellung 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung ist die soge-
nannte Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD). Ursprünglich hätte die CSRD schon bis 
zum 6. Juli 2024 in nationales Recht umgesetzt 
sein sollen. Bislang ist dies zwar nicht geschehen, 
doch hat die Bundesregierung am 24. Juli 2024 
einen Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Richtli-
nie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung in nationa-
les Recht veröffentlicht. Hinsichtlich der inhaltlichen 
und methodischen „Leitplanken“ sind aus Sicht des 
anwendenden Unternehmens keine Veränderungen 
zu erwarten.

Warum die richtige Weichenstellung bis zum Jah-
resende so wichtig und herausfordernd ist:

Kernelement des Nachhaltigkeitsberichts –  
die Wesentlichkeitsanalyse
Die Basis für eine vollständige und prüfungssichere 
Nachhaltigkeitsberichterstattung bildet die soge-
nannte doppelte Wesentlichkeitsanalyse. Diese ist 
für alle zur Berichterstattung verpflichteten Unter-
nehmen obligatorisch. Auch Unternehmen, die 
freiwillig einen Nachhaltigkeitsbericht aufstellen 
und veröffentlichen, sollten dieses Instrument in der 
Berichterstattung abbilden. Hilfestellungen können 
in diesem Zusammenhang die entsprechenden  
Guidelines der EFRAG (European Financial 
Reporting Advisory Group) leisten, da dieses 
Expertengremium wesentlich an der Ausgestaltung 
der Berichtsinhalte (ESRS, European Sustainability 
Reporting Standards) mitgewirkt hat. Hierbei ist 

darauf abzustellen, inwieweit Nachhaltigkeit-
saspekte die Unternehmenstätigkeit beeinflussen 
(Outside-in-Perspektive) und wie sich Nachhaltig-
keitsaspekte auf Menschen und Umwelt auswirken 
(Inside-out-Perspektive). Zunächst werden relevante 
Stakeholder (z. B. Mitarbeitende, Kreditinstitute, 
Fördermittelgeber) identifiziert und im weiteren 
Verlauf die Auswirkungen, Risiken und Chancen 
(Impacts, Risks, Opportunities – IRO) des Unterneh-
mens im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspek-
ten nach festgelegten Kriterien gewichtet. 
Aus der Wesentlichkeitsanalyse ergibt sich, zu 
welchen wesentlichen Themen nach den ESR-Stan-
dards Bericht zu erstatten ist und welche Themen 
nicht wesentlich sind und keine Berichterstattung 
nach ESRS erfordern. Insofern geht damit auch eine 
Skalierung der Berichterstattung einher. 

EU-Taxonomie-Verordnung (2020/852) –  
Relevanz für Sozialunternehmen
In der allgemeinen Diskussion um den Nachhaltig-
keitsbericht nach der CSRD gerät die EU-Taxono-
mie-Verordnung (2020/852) häufig (zu Unrecht) 
etwas in den Hintergrund. Jedoch sind Unterneh-
men aus der Gesundheits- und Sozialbranche auch 
hiervon unmittelbar betroffen. So ergeben sich für 
Kapitalgesellschaften teils umfangreiche Berichter-
stattungspflichten – wenngleich lediglich zu drei 
übergeordneten Aspekten Kennzahlen offengelegt 
werden müssen. Im Einzelnen handelt es sich 
hierbei um die im Sinne der Taxonomie nachhal-
tigen (taxonomiefähigen bzw. taxonomiekonfor-
men) Umsatzerlöse im Verhältnis zu den gesamten 
Umsatzerlösen, den Anteil von nachhaltigen 
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Investitionsausgaben (CapEx) an den gesamten 
Investitionsausgaben, sowie den Anteil nachhalti-
ger Betriebsausgaben (OpEx) im Verhältnis zu den 
gesamten Betriebsausgaben.
Die Erfüllung der Angabepflichten wird im Nach-
haltigkeitsbericht erfolgen. Im Unterschied zum 
Nachhaltigkeitsbericht nach der CSRD sind bei 
der Berichterstattung nach der EU-Taxonomie-Ver-
ordnung bereits im ersten Jahr der Anwendung 
Vergleichszahlen anzugeben. 
Der Anwendungsbereich der Taxonomie-Verord-
nung erstreckt sich jedoch – nach herrschender 
Meinung – nicht auf mittelbar zur Nachhaltigkeits-
berichterstattung verpflichtete Unternehmen, was 
im Umkehrschluss bedeutet: Betroffen sind große 
Kapitalgesellschaften. 

Relevanz von Nachhaltigkeitsaspekten für die  
Bilanzierung – eine Bestandsaufnahme
Die Frage, inwieweit sich Nachhaltigkeitsaspekte 
auf die Bilanzierung auswirken, war nicht nur bei 
Unternehmen der Gesundheits- und Sozialbranche 
in der Praxis bisher von eher untergeordneter Be-
deutung. Zwar ergaben sich Anknüpfungspunkte, 
wie beispielsweise durch die Bilanzierung bzw. 
das Vorhandensein von ESG-konform investieren-
den Anlageformen (ETF, Aktienfonds o. Ä.) oder 
durch nachhaltige Finanzinstrumente in Form von 
Green Bonds (grüne Anleihen). Deren bilanzielle 
Abbildung unterscheidet sich jedoch nicht von der 
bisher bekannter Anlageformen.
Durch den Entwurf einer Neufassung der Stellung-
nahme des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) zur 
Rechnungslegung: Abgrenzung von Erhaltungsauf-
wand und Herstellungskosten bei Gebäuden in  
der Handelsbilanz (IDW ERS IFA 1 n.F.) vom  
3. Juli 2023 finden Nachhaltigkeitsaspekte auch 
in die Bilanzierung und Bewertung von Gebäuden 
Eingang. Aufgrund der sich durch die Neufassung 
des Klimaschutzgesetzes von 2023 ergebenden 
gesetzlichen Verpflichtung, den Gebäudebestand 
bis 2045 klimaneutral zu sanieren, sieht der IFA 
(Immobilienwirtschaftliche Fachausschuss des IDW) 
Handlungsbedarf dahingehend, solche Investitio- 

nen bei der Beurteilung der Gebäudequalität 
stärker zu berücksichtigen. Im Ergebnis hat dies 
zur Folge, dass bei jeweiliger Betrachtung des 
Einzelfalls und im Zusammenwirken mit weiteren 
Faktoren unter Umständen eine Aktivierung und 
keine erfolgswirksame Verbuchung der Maßnahme 
erfolgen könnte..
 
FAZIT
Die Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts stellt 
viele Unternehmen vor große Herausforderungen. 
Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die ersten 
Berichte für das Jahr 2025 erstellt werden müssen, 
sollte – sofern noch nicht geschehen – noch im 
Jahr 2024 mit der elementar wichtigen Wesent-
lichkeitsanalyse begonnen werden. Im Rahmen 
der Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts werden 
sich die Wirtschaftsprüfenden ausführlich mit der 
Wesentlichkeitsanalyse auseinandersetzen. Insofern 
erscheint hier eine frühzeitige Kommunikation mit 
der jeweiligen Abschluss- bzw. Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft ratsam.

Dr. Thomas Mader
thomas.mader@curacon.de

Matthias Vogele
matthias.vogele@curacon.de 

NACHHALTIGES HANDELN 
IM NONPROFIT-BEREICH

Die besondere Bedeutung und Umset-
zung eines Nachhaltigkeitsmanage-
ments im Nonprofit-Bereich erläutern 
Dr. Thomas Mader und Matthias 
Vogele von Curacon in ihren Beiträ-
gen zu dem Buch „Nachhaltigkeit im 
Nonprofit-Bereich“ aus dem Lambertus  
Verlag.

Jetzt bestellen!

 Der wichtigste Schritt für einen  Der wichtigste Schritt für einen 

 prüfungssicheren Nachhaltigkeits- prüfungssicheren Nachhaltigkeits-

 bericht ist die Wesentlichkeitsanalyse.   bericht ist die Wesentlichkeitsanalyse.  

Matthias Vogele, Experte für Nachhaltigkeitsberichterstattung 
und Wesentlichkeitsanalyse

mailto:thomas.mader@curacon.de
mailto:matthias.vogele@curacon.de
https://www.curacon.de/neuigkeiten/neuigkeit/nachhaltigkeit-im-nonprofit-bereich


14      4.24

Status quo Nachhaltigkeitsstrategien 
68 % der Teilnehmenden stufen das Thema Nachhaltigkeit als erst in fünf 
oder mehr Jahren sehr relevant ein – ein Ergebnis, das überrascht. 
Ist ein Unternehmen zur Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts für das 
Geschäftsjahr 2025 verpflichtet, hätten erste Schritte zur Erstellung des 
Berichts bereits erfolgen müssen. Insbesondere die zwingend erforderliche 
sog. „doppelte Wesentlichkeitsanalyse“ sollte mit zeitlichem Vorlauf 
durchgeführt werden.

NACHHALTIGKEIT IN DER GESUNDHEITS- 
UND SOZIALWIRTSCHAFT
Start verschlafen? Ergebnisse der Studie „Nachhaltigkeit“

Herausforderung Nachhaltigkeitsbericht 
Die Erstellung des Nachhaltigkeitsberichts stellt viele Unternehmen vor 
große Herausforderungen. 
Fehlende personelle Ressourcen werden als größte Herausforderung im 
Zusammenhang mit der Berichterstattung genannt (69 %). Weitere Hemm-
nisse sind die fehlende (unmittelbare) Refinanzierung (50 %) sowie fehlen-
de finanzielle Ressourcen (25 %) – Aspekte, die gemeinsam zu betrachten 
sind. Kritisch eingeschätzt wird auch das im Unternehmen mangelnde 
Wissen/Know-how in Bezug auf die Regulatorik bzw. den Berichterstel-
lungs-Prozess (28 %). Auch eine fehlende Datengrundlage stellt 
viele Unternehmen vor Herausforderungen. Es erscheint daher 
ratsam, bereits heute Vorkehrungen für eine strukturierte Daten-
erhebung zu treffen.

 Sehr relevant   

 Weniger relevant  

Kurzfristig
(bis 1 Jahr)

Mittelfristig 
(1–5 Jahre)

Langfristig 
(ab 5 Jahre)

23                   38                   24         9   4

 54                                 38            6 

 68                              25           3   3

47 %
der befragten Unternehmen 
planen, für das Geschäftsjahr 
2025 einen Nachhaltigkeits-
bericht zu erstellen.

 Relevant                Teils relevant   

 Nicht relevant   

 Als wie relevant stufen Sie das Thema Nachhaltigkeit in den 
nächsten Jahren für Ihr Unternehmen ein?   
(Angaben in %, Differenz zu 100 %: Keine Angaben)

Realisierung von 
Nachhaltigkeitsmaßnahmen
Nachhaltigkeitsmaßnahmen in Unternehmen 
sind vielfältig und unterscheiden sich in ihrer 
Umsetzbarkeit und ihrem Erfolg je nach Bereich 
erheblich. 
Auch der Erfolg bei der Umsetzung von Maßnah-
men in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft ist je 
nach Art des Projekts sehr unterschiedlich. Wäh-
rend ethische Standards, soziale Verantwortung 
und Patientenorientierung in vielen der befragten 
Unternehmen stark verankert sind, stellen ökologi-
sche Maßnahmen oft größere Hürden dar.

Was sind die Herausforderungen bei der 
Erstellung des Nachhaltigkeitsberichts? 
(Angaben in %, Mehrfachnennung möglich)

Fehlende personelle Ressourcen

Fehlende Refinanzierung

Mangelndes Wissen/Know-how

Fehlende finanzielle Ressourcen

Sonstiges

Managementgründe

69

50

28

25

22

13

Fazit
Oft fehlt eine umfassende Nachhaltigkeitsstrategie, die alle Dimensionen (ESG) 
von Nachhaltigkeit berücksichtigt. 
Eine solche Strategie ist aber essenziell für die Umsetzung nachhaltiger Maßnahmen. 
Zudem zeigt sich, dass die praktische Umsetzung von Nachhaltigkeit in den Unternehmen 
durch zahlreiche Herausforderungen erschwert wird. Zugleich wurde deutlich, dass 
Unternehmen, die sich aktiv mit Nachhaltigkeit auseinandersetzen, bereits in der 
Vergangenheit auf vielfältige Weise von diesem Engagement profitiert haben oder 
in Kürze davon profitieren werden. So tragen zum Beispiel das Engagement für 
Nachhaltigkeit der Unternehmen und die Übernahme von gesellschaftlicher 
Verantwortung messbar zur Stärkung der Arbeitgebermarke bei.

Die Studie Nachhaltigkeit 
können Sie kostenlos über 
unsere Homepage bestellen.

Nachhaltigkeit
Start verschlafen?
Studie zum Status quo der Nachhaltigkeitsstrategien 
in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft 
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Bestellung
Weitere Exemplare der Studie oder die Studie in digitaler Form können Sie unter 
www.curacon.de/studien bestellen. Bei Bedarf leiten wir die Studie gerne auch 
an andere interessierte Personen weiter. 

Kontakt
Benötigen Sie zusätzliche Informationen, interessieren Sie sich für eine unserer Studien 
oder haben Sie weitere Fragen? Dann senden Sie uns gerne eine E-Mail an: 
studien@curacon.de  
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Führung und Aufsicht – Kontinuität und Transformation in herausfordernden Zeiten
Studie Controlling in der Sozialwirtschaft – aktueller Stand und Entwicklungstendenzen
Altenhilfebarometer – droht der Systemkollaps?
Krankenhauscontrollingstudie – Entwicklungstendenzen im Krankenhauscontrolling
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E
Umwelt

S
Soziales

G
Governance

44                            45              10      

 8           34                        44               12

 10             42                              44            3

Wie beurteilen Sie den Schwierigkeitsgrad bei der Umsetzung von 
Maßnahmen in den drei Bereichen Umwelt, Soziales und Governance? 
(Angaben in %, Differenz zu 100 %: Keine Angaben)

  Sehr herausfordernd   

  Einfach

  Moderat       Herausfordernd    

  Sehr einfach   

http://www.curacon.de/studien
mailto:studien@curacon.de
http://www.curacon.de
https://www.curacon.de/studien/studie-nachhaltigkeit
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STROMSTEUERBEFREIUNG FÜR  
LADESÄULENBETREIBER –   
GEPLANTE GESETZESREFORM 
Unternehmen der Gesundheits- und Sozialwirtschaft können mit ihrem wachsenden 
Fuhrpark – beispielsweise im Bereich des Rettungsdienstes, der ambulanten Pflege- und 
Betreuungsdienste oder auch im Bereich der Dienstwagen – einen relevanten Beitrag zur 
Mobilitätswende leisten. Viele bürokratische, insbesondere auch steuerrechtliche Hürden, 
sollen nun durch das Gesetz zur Modernisierung und zum Bürokratieabbau im Strom- 
und Energiesteuerrecht fallen.	

Stromsteuerbefreiung – Voraussetzungen  
und Regelungslücken
Betreiber von Ladeinfrastruktur werden gem.  
§ 1a Abs. 2 S. 1 Nr. 3 StromStV dann 
nicht zum Versorger, sondern gelten 
als Letztverbraucher, wenn sie 
ausschließlich von einem im 
Steuergebiet ansässigen Ver-
sorger bezogenen und nach 
§ 3 StromStG versteuerten 
Strom an Letztverbraucher 
liefern.
Der Wortlaut sieht eine 
Einordnung als Letztverbrau-
cher explizit nur für den Fall 
des bereits versteuert bezogenen 
Stroms vor. Sofern Strom selbst pro-
duziert wird – beispielsweise mit einer 
PV-Anlage – verbleibt ein gewisser Graubereich, 
den der Gesetzgeber nun erkannt hat und Willens 
ist, mit dem Gesetz zur Modernisierung und zum 
Bürokratieabbau im Strom- und Energiesteuerrecht 
zu schließen.
§ 5a StromStG-E sieht vor, dass, dass alle Stro-
mentnahmen an einem Ladepunkt dem Betreiber 
des Ladepunktes zugerechnet werden. Zwar soll 
der Ladepunktbetreiber – für den Fall, dass er 
gleichzeitig auch Versorger oder Eigenerzeuger ist 
– gem. § 5a Abs. 1 S. 4-6 StromStG-E selbst zum 
Steuerschuldner werden. Allerdings soll für diesen 
Fall ebenfalls die Fiktion gelten, dass die Entnahme 
des Stroms am Ladepunkt stattfindet. Sofern sich 
der Ladepunkt im räumlichen Zusammenhang mit 
der Energieerzeugungsanlage befindet und diese 
Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt, kann 
zukünftig die Stromsteuerbefreiung gem. § 9 Abs. 
1 Nr. 3 StromStG angewandt werden. 

Ladepunktbetreiber, die ausschließlich Strom am 
Ladepunkt innerhalb der in § 3 Nr. 24 a und b 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) definierten 

Kundenanlage leisten, sollen zukünftig nicht 
zum Versorger werden, § 5a Abs. 1 S. 

6 StromStG-E.. 
 

 

FAZIT 
Die im aktuellen Gesetzgebungsverfahren vorge-
sehene Entnahmefiktion für Ladesäulenbetreiber 
wird spürbare Erleichterungen bringen. Innerhalb 
von Kundenanlagen wäre dann der Versorgersta-
tus vermeidbar und auch Stromsteuerbefreiungen 
können zukünftig unter bestimmten Bedingungen in 
Anspruch genommen werden. 

Nils Schulten 
nils.schulten@curacon.de

Beata Wingenbach
beata.wingenbach@curacon.de

Beata Wingenbach
Expertin für stromsteuerliche Aspekte von NPO

 Die pragmatischen   Die pragmatischen  

 Befreiungsregelungen für  Befreiungsregelungen für 

 Ladesäulenbetreiber werden  Ladesäulenbetreiber werden 

 der Mobilitätswende den  der Mobilitätswende den 

 nötigen Schub verleihen.   nötigen Schub verleihen.  

mailto:nils.schulten@curacon.de
mailto:beata.wingenbach@curacon.de
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STEUERBEFREIUNG VON LEISTUNGEN 
DES BETREUTEN WOHNENS
Angesichts einer stetig steigenden Nachfrage sind die Voraussetzungen zur Umsatzsteuer-
befreiung für Betreiber von Einrichtungen und Anbietern von Leistungen im Bereich Betreutes 
Wohnen von besonderer Bedeutung. Hier erläutern wir die Voraussetzung für eine Steuerbe-
freiung. 	

Betreutes Wohnen als Wachstumsmarkt
Das Betreute Wohnen ermöglicht es Menschen mit Hil-
febedarf, eigenständig zu leben und je nach Bedarf 
gewisse Serviceleistungen wie etwa Notrufsysteme, 
Raumreinigung oder Teilnahme an kulturellen Veranstal-
tungen zu nutzen. 
Das zwischen 2018 und 2024 verzeichnete Wachs-
tum von 35 % spiegelt die hohe Nachfrage nach 
Angeboten des Betreuten Wohnens (auch bekannt als 
„Service-Wohnen“) wider, wobei die aktuelle Deckung 
des Bedarfs bei unter 70 Prozent liegt (pflegemarkt.com 
30.05.20241) . Es ist daher mit einer Fortsetzung des 
Booms in diesem Bereich zu rechnen. 

Umsatzsteuerliche Einordnung der Leistungen 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) sieht die Über-
lassung von Wohnräumen als gesonderte, nach § 4 
Nr. 12 UStG steuerfreie Leistung an. Die häufig von 
gemeinnützigen Einrichtungen angebotenen Service-
leistungen sind als weitere gesonderte Leistungen zu 
werten, die nur unter den folgenden Voraussetzungen 
des § 4 Nr. 16 UStG steuerfrei sein können: 
·  �Empfänger der Leistungen sind körperlich, kognitiv 

oder psychisch hilfsbedürftige Personen.
·  �Leistungen sind eng mit der Betreuung oder Pflege 

dieses Personenkreises verbunden. 
·  �Leistungen werden von einer begünstigten Ein-

richtung (§ 4 Nr. 16 S. 1 UStG) im Rahmen der 
Anerkennung (§ 4 Nr. 16 S. 2 UStG) erbracht.

·  �Für eine erfolgreiche Umsatzsteuerbefreiung muss 
die Vergütung der Betreuungs- oder Pflegeleistungen 
zudem in 25 % der Fälle überwiegend durch Sozi-
alhilfeträger (§ 4 Nr. 16 Buchst. n UStG) erfolgen. 
Zahlungen der privaten Krankenversicherung, der 
Beihilfe oder aus Eigenmitteln fallen nicht unter 
diese „Sozialquote“ (Wäger/Wüst § 4 Nr. 16 Rn. 
118).

Aktuelle Rechtsprechung
Nach dem Urteil des Finanzgerichts Münster vom 
11. Dezember 2023 (15 K 448/20 U) sind Be-
treuungsleistungen nur im Rahmen einer konkreten 

sozialrechtlichen Vereinbarung begünstigt. Die 
Anerkennung, der Vertrag oder die Vereinbarung nach 
Sozialrecht oder die Vergütung müssen sich jeweils 
auf die konkrete Leistung beziehen, damit die Zah-
lungen der Sozialversicherungsträger der Betreuungs-
pauschale zugeordnet werden können. Die Bereiche 
„stationäre Altenhilfe“ und „ambulante Pflege“ sind 
dabei gesondert zu bewerten.  
Das Unternehmen hat die Kostenerstattung durch den 
Sozialversicherungsträger stets nachzuweisen. Ist 
dem Leistungsempfangenden eine Pflegestufe bzw. 
ein Pflegegrad im 
Sinne des § 15 
SGB XI zuerkannt, 
kann vereinfacht 
von dieser Kosten-
tragung ausge-
gangen werden 
(vgl. BFH, Urteil v. 
03.08.2017)..
FAZIT

Die Angebote des 
Betreuten Woh-
nens bergen gro-
ßes Wachstumspotenzial. Entscheidendes Erfordernis 
für eine Steuerbefreiung ist die Erfüllung der Mindest-
vergütungsquote (Sozialquote), d. h. die Betreuungs- 
oder Pflegekosten müssen zu 25 % überwiegend 
durch die Sozialtträger vergütet werden. Im Einklang 
mit den Maßstäben jüngster Rechtsprechung empfiehlt 
es sich, die den Bewohnerinnen und Bewohnern zuer-
kannten Pflegegrade sorgfältig zu dokumentieren und 
etwaige weitere Anerkennungen nach dem Sozialge-
setzbuch nachzuhalten.

Wilhelm Brox
wilhelm.brox@curacon.de

Johannes Freisfeld
johannes.freisfeld@curacon.de

Johannes Freisfeld, Experte für Altenhilfe 
und Gemeinnützigkeitsrecht

1https://www.pflegemarkt.com/fachartikel/analyse-betreutes-wohnen-zahlen-daten/ 
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NEUE REVISIONS 
STANDARDS  –   
WAS MUSS MAN  
WISSEN?
Die Veröffentlichung der neuen Global  
Internal Audit Standards (GIAS) durch das  
Institute of Internal Auditors (IIA) markiert  
einen Meilenstein für die Interne Revision.  
Die neuen Standards sind spätestens ab  
Januar 2025 anzuwenden und ersetzen  
das aktuell noch gültige Rahmenwerk.	

Neuer Rahmen geschaffen 
Die Struktur der GIAS wurde grundlegend neu 
aufgesetzt und vereinfacht. Die neuen Standards 
werden aus fünf Domains gebildet. Diese wur-
den auf der Grundlage des zurzeit noch gültigen 
International Professional Practices Framework 
(IPPF) und den Implementierungsleitlinien erstellt und 
inhaltlich überarbeitet:
  1. Zielsetzung der Internen Revision
  2. Ethik und Professionalität
  3. Governance der Internen Revision
  4. Leitung der Internen Revision
  5. Erbringung von Revisionsleistungen
Diesen Domains werden 15 Prinzipien sowie wei-
tere 52 Standards zugeordnet.
Ergänzend dazu werden sogenannte Topical Re-
quirements veröffentlicht. Diese bieten eine verbind-
liche Struktur für häufig geprüfte globale Themen, 
die typischerweise ein höheres Risiko darstellen 
und weit verbreitet sind (u. a. Cybersicherheit, 
Nachhaltigkeit/ESG).

Optimierungspotenziale rechtzeitig erkennen und 
umsetzen
Aufsichtsgremien stehen nun vor der Herausfor-
derung, ihre internen Prozesse und Strukturen 
anzupassen, um den neuen Anforderungen an die 
Interne Revision gerecht zu werden. Für Unter-
nehmen, die bereits über eine Interne Revision 
verfügen, kann ein externes Quality Assessment 
veranlasst werden. Bei diesem wird geprüft, ob die 

aktuellen Anforderungen eingehalten werden oder 
noch Anpassungen erfolgen müssen.
Falls keine eigene Interne Revision vorliegt, emp-
fiehlt sich hierfür einen externen Dienstleister zu 
beauftragen. Die externe Vergabe bietet nicht nur 
den Vorteil einer nahtlosen Anpassung an die neu-
en GIAS, sondern auch eine signifikante Risikomini-
mierung durch professionelle Prüfungsansätze. Ein 
weiterer Vorteil ist das breite Fachwissen, welches 
aufgrund fundierter Ausbildung mehrerer Experten 
gegeben ist..
FAZIT
Die neuen Standards bieten ein verlässliches Rah-
menwerk für die Interne Revision. Die Einführung 
der GIAS kann den Aufsichtsgremien die Möglich-
keit geben, ihre Überwachungsfunktion zu opti-
mieren und einen nachhaltigen Mehrwert für das 
Unternehmen zu schaffen. Vor diesem Hintergrund 
ist jetzt ein guter Zeitpunkt, um die Revisionstätigkei-
ten in der Organisation zu prüfen und wirksam zu 
gestalten.

Carl Philipp Schürmann 
carlphilipp.schuermann@curacon.de

Carl Philipp Schürmann, Experte für Interne Revision

 Nur eine dem neuesten  Nur eine dem neuesten 

 Stand entsprechende  Stand entsprechende 

 Revisionsarbeit kann für  Revisionsarbeit kann für 

 maximale Effizienz und  maximale Effizienz und 

 Sicherheit in den Organi-  Sicherheit in den Organi- 

 sationsprozessen sorgen.   sationsprozessen sorgen.  
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IT-SICHERHEIT UND DATENSCHUTZ  
– GEFÄHRDUNG DURCH UPDATE
„Flugzeuge am Boden, Kliniken operieren nicht“, so titelte die Tagesschau am 19. Juli 2024. 
Ein fehlerhaftes Update einer IT-Security-Lösung des Herstellers Crowdstrike (Falcon) 
führte weltweit zu signifikanten Störungen auf Windows-Systemen und beeinträchtigte 
somit unmittelbar die IT-Infrastruktur unzähliger Unternehmen, darunter auch zahlreiche 
Kliniken und Betreiber Kritischer Infrastrukturen (KRITIS). Dieser Vorfall wirft wesentliche 
Fragen zur Datensicherheit und zur Resilienz von IT-Systemen auf, die im Folgenden ein-
gehender betrachtet werden. 	

Das fehlerhafte Update führte weltweit zu schwer-
wiegenden Systemabstürzen, dem sogenannten 
„Blue Screen of Death“. Betroffen waren etwa 8,5 
Millionen Computer. Besonders gravierend wa-
ren diese Ausfälle für Kritische Infrastrukturen wie 
Krankenhäuser und Flughäfen, deren Geschäfts-
betrieb wesentlich unterbrochen wurde. Zusätzlich 
zu den technisch bedingten Ausfällen und deren 
direkten Auswirkungen entstand auch ein erhebli-
cher monetärer Schaden. Dieser Störfall verdeut-
licht eindrücklich, in welch hohem Maß moderne 
Organisationen auf stabile und sichere IT-Systeme 
angewiesen sind.
Wenngleich der Störfall vorwiegend Systemabstür-
ze zur Folge hatte, deutet bislang in der Aufarbei-
tung nichts direkt darauf hin, dass personenbezo-
gene Daten kompromittiert worden sind. Jedoch 
wurden die Vorfälle von Cyberkriminellen für 
unterschiedliche Formen von Phishing-, Scam- oder 
Fake-Webseiten genutzt, wie das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) mitteilte. 
Das Ereignis wirft wichtige Fragen zur Einhaltung 
der IT-Sicherheitsziele und der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) auf, insbesondere in Bezug 
auf die folgenden Aspekte:

Datensparsamkeit
In Übereinstimmung mit Art. 5 DSGVO sollten 
Unternehmen nur die unbedingt notwendigen Daten 
erheben und speichern. Eine strikte Datenminimie-
rung reduziert das Risiko, dass sensible Daten im 
Falle eines Systemausfalls betroffen sind. Unterneh-
men sollten sicherstellen, dass ihre Datenspeicherung 
auf das notwendige Mindestmaß beschränkt ist.

Integrität und Vertraulichkeit
IT-Systeme sind robust vor unbefugtem Zugriff und 

unrechtmäßiger Datenverarbeitung zu schützen. Zur 
Gewährleistung der Integrität der Systeme sind re-
gelmäßige Updates und Sicherheitsüberprüfungen 
unerlässlich. Es empfiehlt sich, die Maßnahmen 
sorgfältig auf ihre Wirksamkeit zu testen, um unvor-
hergesehene Systemausfälle zu vermeiden.

Verfügbarkeit und Resilienz
IT-Systeme sind auch in Krisensituationen funktions-
fähig zu halten. Redundante Systeme und regelmä-
ßige Back-ups sind essenziell, um die Geschäfts-
kontinuität zu gewährleisten. Diese Vorkehrungen 
tragen maßgeblich dazu bei, den Datenschutz und 
die IT-Sicherheit auch im Falle von Störfällen zu 
garantieren..
 
FAZIT
Unternehmen müssen sicherstellen, dass ihre IT-Infra-
struktur den Anforderungen der Informationssicher-
heit genügt, zukünftigen gesetzlichen Vorgaben wie 
der NIS-2-Richtlinie entspricht und dass die Daten-
schutzgrundsätze eingehalten werden. Die durch 
den Crowdstrike-Vorfall gewonnenen Erkenntnisse 
sollten dazu genutzt werden, Sicherheitsstrategien 
zu überdenken und zielgerichtete Maßnahmen zur 
Steigerung der IT-Sicherheit zu ergreifen. Hierzu 
zählen IT-Sicherheitsanalysen zur Bestimmung des 
IT-Sicherheitsniveaus sowie die Einführung von In-
formationssicherheits-Managementsystemen (ISMS).  
Diese Maßnahmen stärken zugleich den Daten-
schutz in Unternehmen. 

Dr. Timo Braun 
timo.braun@sanovis.com

Raphael Schmillenkamp
raphael.schmillenkamp@sanovis.com

mailto:timo.braun@sanovis.com
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STEUERRECHTLICHE GESETZES- 
ÄNDERUNGEN – CHANCE ERGREIFEN 
Zum 1. Januar 2025 treten für gemeinnützige Körperschaften im Zusammenspiel ver-
schiedener Gesetzesnovellen wesentliche Neuerungen in Kraft. Wir geben Ihnen einen 
Überblick zu den wichtigsten Themen, die Sie als gemeinnützige Körperschaft beachten 
sollten, und bringen Licht in das Dunkel der Neuregelungen. 

Nach diversen Diskussionen zwischen Bundestag 
und Bundesrat sowie der Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses wurde am 27. März 2024 
das Wachstumschancengesetz verkündet. Ziel 
der Neuregelungen ist die Stärkung der Liquidität 
von Unternehmen – unter anderem durch erhöhte 
Abschreibungs- und Verlustverrechnungsmöglichkei-
ten. Für gemeinnützige Körperschaften laufen die 
Maßnahmen zur Stärkung der Liquidität mangels 
größeren Steueraufkommens regelmäßig ins Leere. 
Dennoch enthält das Wachstumschancengesetz 
darüber hinausgehende relevante Anpassungen. 
Dazu gehören unter anderem die Option zur 
Körperschaftsbesteuerung, die Neuregelung des 
ermäßigten Steuersatzes sowie die E-Rechnung.

Option zur Körperschaftsbesteuerung
Die Option zur Körperschaftsbesteuerung wur-
de für Personenhandelsgesellschaften bereits für 
Veranlagungszeiträume eingeführt, die nach dem 
31. Dezember 2021 beginnen und nun mit dem 
Wachstumschancengesetz auch auf eingetragene 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts (eGbR) ausge-
weitet. Damit können seit dem 28. März 2024 
(dem Tag nach der Verkündung im Bundesgesetz-
blatt) auch Gesellschaften bürgerlichen Rechts, die 
im Gesellschaftsregister eingetragen sind, als Kör-
perschaft behandelt werden und sämtliche Vorteile 
der Körperschaftsbesteuerung – insbesondere auch 
die Steuerbefreiungen – für sich beanspruchen. 
Unter anderem können eingetragene Gesellschaf-
ten bürgerlichen Rechts dann auch als Körperschaft 
steuerbegünstigte Zwecke verfolgen und die damit 
einhergehende Körperschaftsteuerbefreiung geltend 
machen. Damit kann die Option zur Körperschafts-
besteuerung gemeinnützigkeitsrechtliche Lösungen 
für niederschwellige Kooperationen bieten, bei-

spielsweise bei Kooperationen zwischen Kranken-
häusern und Medizinischen Versorgungszentren 
oder bei Zusammenschlüssen zur Anwendung des 
§ 4 Nr. 29 UStG für steuerfreie Leistungen an die 
Mitglieder der Gesellschaft bürgerlichen Rechts.

Ermäßigter Steuersatz
Für Leistungen, die im Rahmen eines Zweckbe-
triebs nach § 65 AO ausgeführt werden, wird 
zukünftig keine Prüfung eines schädlichen Wettbe-
werbs notwendig sein. Die Regelung gilt seit dem 
28. März 2024 (dem Tag nach der Verkündung 
im Bundesgesetzblatt). Somit ist auf Leistungen 
nach § 65 AO der ermäßigte Umsatzsteuersatz 
uneingeschränkt anwendbar. Denn bei diesen 
Zweckbetrieben wird dem Wettbewerbsgedanken 
bereits durch die in § 65 AO angelegte Wett-
bewerbsklausel zur Definition des Allgemeinen 
Zweckbetriebs hinreichend Rechnung getragen. 
Für Zweckbetriebe gem. §§ 66-68 AO gilt diese 
Regelung nicht, sodass das Wettbewerbskriterium 
weiterhin zu prüfen sein wird. Anders sieht es aus, 
wenn die betreffende Körperschaft ihre steuerbe-
günstigten Zwecke mit den genannten Zweckbetrie-
ben selbst verwirklicht. Dies wird gemäß dem neu 
eingeführten Satz 2 § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a 
UStG erfüllt, wenn entweder die Leistungsempfän-
ger oder aber die an der Leistungserbringung betei-
ligten Personen vom gemeinnützigen Zweck erfasst 
werden. Somit tritt insbesondere für Inklusionsbetrie-
be und Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
eine erhebliche Rechtssicherheit ein.

E-Rechnung
Sie ist seit Monaten in aller Munde, ab dem  
1. Januar 2025 wird es für viele Unternehmen 
ernst – die E-Rechnung. Die mit dem Wachstum-
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 Es gilt nun, die Gesetzesänderung zu nutzen,  Es gilt nun, die Gesetzesänderung zu nutzen, 

 um die Verwaltung zu digitalisieren und Prozesse  um die Verwaltung zu digitalisieren und Prozesse 

 effizient und rechtssicher zu gestalten.  effizient und rechtssicher zu gestalten. 

schancengesetz beschlossene Änderung des Um-
satzsteuergesetzes sieht vor, dass Unternehmen ab 
dem 1. Januar 2025 grundsätzlich dazu verpflich-
tet sind, Rechnungen im anerkannten elektronischen 
Format zu versenden, um die Anforderungen an 
die Ordnungsmäßigkeit im Sinne des § 14 UStG 
zu erfüllen. Bis zum 31. Dezember 2026 kann mit 
einer Übergangsregelung auf die Ausstellung der 
elektronischen Rechnung verzichtet werden, wenn 
der Empfänger dem Papierversand zustimmt. Die 
Pflicht zur elektronischen Rechnung gilt nicht für 
Rechnungen über steuerfreie Leistungen im Sinne 
von § 4 Nr. 8-29 UStG sowie Kleinbetragsrech-
nungen bis zu 250 Euro. Diese können weiterhin 
als sogenannte sonstige Rechnung in Papierform 
ausgestellt werden.
Die Pflicht für die elektronische Rechnung ist nicht 
nur für Rechnungen über Ausgangsumsätze rele-
vant. Auch Eingangsrechnungen werden zukünftig 
im elektronischen Format versendet und müssen für 
Zwecke des Vorsteuerabzuges und nicht zuletzt für 
eine ordnungsgemäße Verbuchung ab dem  
1. Januar 2025 empfangbar sein. 

Zuwendungsempfängerregister
Bereits mit Jahressteuergesetz 2020 hat der 
Gesetzgeber § 60b AO eingeführt, mit dem zum 
1. Januar 2024 ein Zuwendungsempfängerre-
gister geschaffen wurde. In dem Register werden 
sämtliche Körperschaften gespeichert, die die 
Voraussetzungen der §§ 51-68 AO erfüllen und 
somit berechtigt sind, Zuwendungsbestätigungen 
auszustellen. Damit sollen Spender:innen aber 
auch institutionelle Zuwendungsgeber einen 
besseren und schnelleren Überblick erhalten, ob 
eine Körperschaft tatsächlich gemeinnützig tätig 
ist und Zuwendungsbestätigungen ausstellen darf. 

Das Wachstumschancengesetz sieht mit Wirkung 
zum 1. Januar 2025 insbesondere Änderungen für 
im Ausland ansässige Zuwendungsempfänger vor. 
Diese müssen, um eine wirksame Zuwendungsbe-
stätigung ausstellen zu können, im Zuwendungs-
empfängerregister gelistet sein..
 
FAZIT
Das Wachstumschancengesetz beinhaltet eine 
Vielzahl steuerrechtlicher Anpassungen für gemein-
nützige Körperschaften – diese Chancen gilt es 
nun zu nutzen. Insbesondere die Neuregelung des 
ermäßigten Steuersatzes bietet Möglichkeiten für 
steuerbegünstigte Körperschaften, den günstigeren 
Steuersatz von 7 % auf Kooperationsleistungen 
oder für die Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung einzusetzen. Auch die Einführung der elektro-
nischen Rechnung bietet eine Vielzahl an Möglich-
keiten, die Verwaltung neu zu strukturieren – auch 
wenn die Regelung auf den ersten Blick wie ein 
bürokratisches Monstrum erscheint. 

Nils Schulten
nils.schulten@curacon.de

Johannes Freisfeld
johannes.freisfeld@curacon.de 

Nils Schulten
Experte für Gemeinnützigkeitsrecht und Umsatzsteuerrecht für 
gemeinnützige Körperschaften
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mailto:johannes.freisfeld@curacon.de
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PFLEGEKOMPETENZGESETZ – 
REFERENTENENTWURF MIT GUTEN  
ANSÄTZEN, ABER WENIG KONKRETEM 
Sehr lange war es angekündigt und sollte schon längst beschlossene Sache sein: Mit 
großer Verzögerung hat das Bundesministerium für Gesundheit nun Anfang September 
den Referentenentwurf zum Pflegekompetenzgesetz (PKG) vorgestellt. Neben einer Stär-
kung der Kompetenzen von Pflegefachpersonen sollen auch zahlreiche Veränderungen im 
Leistungsrecht der sozialen Pflegeversicherung kommen, etwa auch die von vielen sehn-
süchtig erwartete Versorgungsform „stambulant“ (s. Beitrag S. 10–11). Die Verbände und 
Berufsorganisationen können ihre Stellungnahmen bis zum 30. September 2024 abge-
ben. Die Verbändeanhörung ist für den 2. Oktober geplant, bevor das parlamentarische 
Gesetzgebungsverfahren beginnt. Erfahrungsgemäß kommt es in diesem Zuge noch zu 
Veränderungen. 

Die Regelungen zu dieser neuen Versorgungsform 
– bisher nur als Modellprojekt in Deutschland 
getestet – befinden sich im neuen § 45j SGB XI. 
Die Idee ist, die Lücke zwischen den in häuslicher 
Versorgung bestehenden ambulanten Versorgungs-
formen und der klassisch vollstationären Pflege 
zu schließen. Dies gilt nicht für Einrichtungen 
wie Krankenhäuser oder die Eingliederungshilfe. 
Grundlage ist der Abschluss eines Vertrags zwi-
schen den Pflegekassen und den Pflegediensten, 
in dem Pflegemaßnahmen, Betreuungsleistungen 
und auch die Qualitätssicherung vereinbart werden 
müssen. Eingebunden werden können (und sollen 
möglichst) Engagement von Angehörigen sowie 
ehrenamtlichen Helfern. Ein Kritikpunkt ist hierbei, 
dass der Referentenentwurf zwar die Versorgungs-
form „stambulant“ nunmehr ermöglicht, Einzelheiten 
aber offenbleiben und weitergehender Regelungen 
vonseiten der Vertragsparteien bzw. der Pflege-
selbstverwaltung bedürfen.

Weitere Aspekte des PKG sind u. a.:
	· �Die bislang berufsrechtlich geregelten Vorbe-
haltsaufgaben von Pflegefachpersonen sollen 
künftig auch im Rahmen der leistungsrechtlichen 
Vorschriften gelten.

	· Im Rahmen der leistungsrechtlichen Vorschriften 
sollen Pflegefachpersonen heilkundliche Leistun-

gen erbringen dürfen.
	· �Pflegefachpersonen können künftig Pflegehilfsmit-
tel und Hilfsmittel nach § 40 SGB XI empfehlen. 
Entsprechende Richtlinien dazu sollen bis Ende 
2025 kommen.

	· Es wird künftig eine Beauftragte oder einen Be-
auftragten der Bundesregierung für Pflege geben. 
Die beauftragte Person soll darauf hinwirken, 
dass die Anliegen pflegebedürftiger Menschen, 
ihrer An- und Zugehörigen und der beruflich 
Pflegenden im Pflegesystem wahrgenommen und 
beachtet werden. Der oder die Beauftragte soll 
bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen 
wichtigen Vorhaben, soweit sie Fragen der Pfle-
ge behandeln oder berühren, von den Bundesmi-
nisterien beteiligt werden.

	· Zur Vereinheitlichung der Berufsbezeichnungen 
sollen Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Pfle-
geberufegesetz (PflBG) als Pflegefachpersonen 
bezeichnet werden; Pflegefachkräfte gehören in 
dieser Betitelung damit der Vergangenheit an. 

	· �Die Kommunen werden in ihrer Rolle und Verant-
wortung im Hinblick auf eine bedarfsgerechte 
und regional abgestimmte Versorgung pflegebe-
dürftiger Menschen gestärkt. Zudem wird die Zu-
sammenarbeit von Pflegekassen und Kommunen 
mit Blick auf die Sicherstellung der pflegerischen 
Versorgung verbessert.
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Pflegesatzverfahren und Vergütungsverein- 
barungen
Darüber hinaus sollen einige Änderungen für Pfle-
gesatzverfahren und den Abschluss entsprechender 
Vergütungsvereinbarungen erfolgen. Zukünftig kann 
auf Betreiben beider Seiten ein Schiedsstellenan-
trag auch gemeinsam von den Vertragsparteien 
vor Ablauf von sechs Wochen gestellt werden. 
Festsetzungen der Schiedsstelle werden, sofern 
keine Festlegung erfolgt ist, rückwirkend mit dem 
Tag wirksam, an dem der Antrag bei der Schieds-
stelle eingegangen ist. Falls während des Schieds-
stellenverfahrens der Antrag geändert wurde, ist 
auf den Tag abzustellen, an dem der geänderte 
Antrag bei der Schiedsstelle eingegangen ist. Und 
es wird deutlich noch einmal klargestellt: Unzuläs-
sig ist, Vergütungen für die Zeit vor diesem Stichtag 
rückwirkend zu vereinbaren oder festzusetzen.

Pflegesatzanträge sollen rechtzeitig vor Beginn des 
angestrebten Pflegezeitraums bei den Kostenträ-
gern eingereicht werden. Diese bestimmen umge-
hend eine bevollmächtigte Person als verbindliche 
Ansprechperson und teilen diese unverzüglich dem 
Träger der Pflegeeinrichtung mit. Nachweisforde-
rungen zur Darlegung der prospektiven Aufwendun-
gen sind zeitnah nach Antragseingang zu stellen 
und zu bedienen. Die bevollmächtigte Person 
ist befugt, die schriftliche Vertragserklärung mit 
Wirkung für und gegen die beteiligten Kostenträger 
unverzüglich nach der Einigung abzugeben. 

Wichtig für künftige Verhandlungen
Die der Pflegesatzvereinbarung zugrunde gelegten 
maßgeblichen Annahmen und Werte sind derart 
zu hinterlegen oder auszuweisen, dass diese bei 
künftigen Anpassungen – auch in vereinfachten Ver-
fahren – für die Parteien leichter zugänglich sind.

Die Pflegesatzkommissionen oder vergleichbare 
Gremien im Land sowie die Vertragsparteien nach 
§ 85 Abs. 2 können entsprechende Empfehlungen 
für pauschale Anpassungsverfahren für die Pflege-
vergütung beschließen. Um effiziente und bürokra-
tiearme Verfahren mit dem Ziel des Abschlusses 
weitsichtiger Pflegesatz- und Pflegevergütungsver-
einbarungen zu unterstützen, sind auf Bundesebene 
Empfehlungen hierzu spätestens neun Monate nach 
Inkrafttreten des Gesetzes abzugeben..  
 
FAZIT
Insgesamt lassen sich gute Ansätze in dem Entwurf 
finden, doch bleiben die konkreten Umsetzungen 
leider teilweise im Dunkeln. Man darf gespannt 
sein auf die weiteren Diskussionen und Änderungen 
im Gesetzgebungsverfahren.

Kai Tybussek
kai.tybussek@curacon-recht.de

Kai Tybussek
Experte für das Pflegekompetenzgesetz 

mailto:kai.tybussek@curacon-recht.de
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Hoch spezialisiert und mit dem Blick für das Ganze – das macht unsere Arbeit aus. 
Dies gilt auch für unsere Publikationen: Unsere Autor:innen sind Expert:innen für die 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft – sie bieten relevante, praxisnahe Einblicke in 
die aktuellen Themen Ihrer Branche.

DR. TIMO BRAUN
Senior Berater 
Dr. Timo Braun berät bei Fragestellungen rund um 
die Themen Digitalisierung und IT-Management. Ein 
Themenschwerpunkt liegt im Bereich der IT-Sicher-
heit, wobei er unter anderem Betreiber kritischer 
Infrastrukturen im Sektor Gesundheit berät.

WILHELM BROX
Steuerberater, Senior Manager
Wilhelm Brox ist als studierter Betriebswirt seit 
1990 bei Curacon tätig und baute den Bereich 
Steuerberatung entscheidend mit auf. Er ist Experte 
für das steuerliche Gemeinnützigkeitsrecht und 
Mitautor der bekannten steuerlichen Standardwerke 
„Gemeinnützigkeit im Steuerrecht“ sowie „Besteue-
rung der Werkstätten“. Seine Tätigkeitsschwerpunk-
te liegen in der Gestaltung von Umstrukturierungen 
sowie in der Beratung von Unternehmen des 
Gesundheits- und Sozialwesens.

MARCO ECK
Manager
Durch Marco Ecks einschlägige Aus-,Weiter- und 
Fortbildungen hat er eine fundierte Expertise 
entwickelt, die er seit 2020 mit seiner Tätigkeit bei 
Curacon in der Beratung von Einrichtungen des 
Gesundheits- und Sozialwesens sowie der verfass-
ten Kirche einsetzt. Er ist in diesen Einrichtungen 
bei verschiedenen Unternehmen als externer Daten-
schutzbeauftragter bestellt und seine Schwerpunkte 
liegen in der Identifizierung von Entwicklungsfel-
dern der Mandanten im Bereich des Datenschutzes 
sowie dem strukturierten Aufbau eines Datenschutz-
managementsystems. Neben seiner Tätigkeit bei 
Curacon hält Marco Eck regelmäßig Vorlesungen 
zu Themen aus seinem Arbeitsalltag an Hochschu-
len in Deutschland.

CHRISTINA ENGLISCH
Referentin Research, Doktorandin 
Nach ihrem abgeschlossenen Studium der Betriebs-
wirtschaftslehre (M.Sc.) begleitet Christina Englisch 
seit April 2023 als wissenschaftliche Mitarbeiterin 

die Konzeption der Studien von Curacon. Diese 
betreut sie von der anfänglichen Idee bis zur Veröf-
fentlichung. Die Arbeit an den Studien erlaubt es, 
stetig neue Themenbereiche zu analysieren und zu 
veranschaulichen.

SABINE FISCHER
Managerin
Sabine Fischer war über 15 Jahre als Geschäfts-
führerin eines wachsenden diakonischen Kom-
plexträgers der Alten-, Kinder- und Jugend- sowie 
Behindertenhilfe tätig, bevor sie ihren Weg zu 
Curacon fand. Ihre Beratungsschwerpunkte liegen 
bei Unternehmen und Komplexträgern der Altenhilfe 
sowie des Sozialwesens. 

JOHANNES FREISFELD
Steuerberater, Senior Manager
Johannes Freisfeld ist als Dipl.-Finanzwirt und
Steuerberater vor allem in der steuerlichen Beratung
und Betreuung gemeinnütziger (Komplex-)Träger,
Krankenhäuser, Behindertenwerkstätten und im 
Bereich der Altenhilfe tätig. Zu seinen Aufgaben 
zählen auch digitale Datenprüfungen, die Analyse 
von Steuerrisiken und steuerliche Risikochecks.

BIRGITTA LORKE
Wirtschaftsprüferin/Steuerberaterin, 
Geschäftsführende Partnerin
Birgitta Lorke betreute als Wirtschaftsprüferin seit 
mehr als 25 Jahren Krankenhäuser und Klinikver-
bünde. Zu ihren Fachgebieten gehören neben 
der Jahres- und Konzernabschlussprüfung auch 
Finanzanalysen und Unternehmensbewertungen von 
Krankenhäusern. 

DR. THOMAS MADER
Senior Berater
Dr. Thomas Mader ist der Experte bei allen Fragen 
rund um das Thema Nachhaltigkeit bei Curacon. 
Als Berater betreut er in Abstimmung mit der 
Wirtschaftsprüfung diverse Mandanten aus der 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft, die das Thema 
Nachhaltigkeit strategisch angehen wollen.

AUTOR:INNEN DIESER AUSGABE
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DR. MED. PHILIPP OSTWALD
Senior Manager, Beratungsfeld Medizinstrategie
Nach 20 Jahren als Allein-Geschäftsführer und Vor-
stand von Kliniken mit dem Schwerpunkt der Sanie-
rung von kommunalen Kliniken, ist Philipp Ostwald 
seit April 2023 in der Unternehmensberatung bei 
Curacon für die Fachgebiete Krankenhäuser und 
Medizinstrategie tätig.

MARCO SANDER
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Partner, 
Niederlassungsleiter Freiburg & Stuttgart, Leiter 
Ressort Gesundheitswirtschaft
Mit über 20 Jahren Erfahrung im Bereich der Prüfung 
und Beratung liegen die Tätigkeitsschwerpunkt von 
Marco Sander in der Prüfung von kommunalen und 
konfessionellen Krankenhäusern aller Versorgungs-
stufen, Komplexeinrichtungen im Sozialwesen sowie 
spendensammelnden Organisationen. Darüber hin-
aus ist Marco Sander Mitglied des Krankenhausfach-
ausschusses des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW).

RAPHAEL SCHMILLENKAMP
Junior Berater
Raphael Schmillenkamp berät nach seinem  
Masterabschluss in Health Care Management mit 
Vertiefungen in Medizinischer Informatik und Pro-
zessorganisation insbesondere Einrichtungen der 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft auf dem Weg zu 
einer zukunftsfähigen Digitalisierungs- und IT-Strategie 
sowie bei deren Umsetzung.

NILS SCHULTEN 
Steuerberater, Senior Manager 
Als Steuerberater ist Nils Schulten insbesondere in 
der Betreuung von Krankenhäusern, Krankenhaus-
verbünden sowie MVZ tätig. Seine Schwerpunkte 
liegen dabei im Gemeinnützigkeitsrecht sowie im 
Umsatzsteuerrecht für die Gesundheitswirtschaft.

CARL PHILIPP SCHÜRMANN
Berater
Carl Philipp Schürmann studierte Betriebswirtschafts-
lehre mit der Vertiefung Interne Revision. Dabei 
absolvierte er erfolgreich das Internal Auditing 
Education Partnership (IAEP)-Programm des Institute 
of Internal Auditors (IIA). Seit 2022 ist er im Bera-
tungsfeld Interne Revision bei Curacon tätig. Er prüft 
und berät Organisationen der Gesundheits- und 
Sozialwirtschaft, um Mehrwerte zu schaffen und Ge-
schäftsprozesse der Aufbau- und Ablauforganisation 
nachhaltig zu verbessern.

KAI TYBUSSEK
Rechtsanwalt, Geschäftsführender Partner
Als Rechtsanwalt und Geschäftsführender Partner der 
Curacon Rechtsanwaltsgesellschaft berät und vertritt 
Kai Tybussek gewerbliche stationäre und ambulante 
Gesundheits-, Altenhilfe- und Behinderteneinrichtun-
gen sowie Unternehmen mit gemeinnütziger, mildtä-
tiger oder kirchlicher Zweckbestimmung, Wohlfahrts-
verbände und Komplexeinrichtungen.

MATTHIAS VOGELE 
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Partner
Matthias Vogele hat nach Abschluss seines Studi-
ums der Betriebswirtschaft an der Fachhochschule 
Augsburg im Jahr 2008 seine berufliche Karriere 
bei Curacon in Stuttgart begonnen. Seither prüft 
und berät er Unternehmen jeglicher Art und Größe 
im Gesundheits- und Sozialsektor. Im Jahr 2019 
hat Matthias Vogele erfolgreich sein Wirtschafts-
prüferexamen abgelegt. Seit 2021 widmet er sich 
verstärkt der Nachhaltigkeits(-Berichterstattung) im 
Kontext der sich aus der CSRD und der EU-Taxono-
mie-Verordnung ergebenden Berichtspflichten.

NIELS WANTIA
Leiter Research
Niels Wantia leitet seit Ende 2019 den Bereich Re-
search bei Curacon und hat dort das Leistungsport-
folio kontinuierlich weiterentwickelt – von Benchmar-
king-Tools über umfangreiche Marktanalysen bis zu 
Studien. Seit 2001 hat er als Unternehmensberater 
zahlreiche Projekte im Banken- und Versicherungssek-
tor sowie in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft 
begleitet.

BEATA WINGENBACH
Rechtsanwältin/Steuerberaterin, Partnerin, 
Niederlassungsleiterin Steuerberatung Münster
Als Expertin für die Deklarations- und Gestaltungs-
beratung von Unternehmen in der Gesundheits- und 
Sozialwirtschaft begleitet Beata Wingenbach außer-
gerichtliche und gerichtliche Rechtsbehelfsverfahren. 
Zudem ist sie Ansprechpartnerin für individuelle 
Lösungen zur steuerlichen Risikominimierung.
 

LANGJÄHRIGE ERFAHRUNG UND 

FUNDIERTES EXPERTENWISSEN 

Unsere Expert:innen unterstützen Sie gerne!
Ob Hintergrundinformationen zu einem 
bestimmten Thema, Nachfragen zu einem 
Beitrag oder Spezialfragen aus Ihrem 
Alltagsgeschäft.

https://www.curacon.de/expert-innen
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NEUAUFLAGE „STIFTUNGSRECHT“ 
AUS DEM C.H. BECK VERLAG
Auf rund 1.000 Seiten legt unser Kollege 
Christoph Stumpf zusammen mit seinen 
Mitautoren dar, worauf es im Stiftungsrecht 
ankommt. 
Die Neuauflage bearbeitet vor allem 
die Änderungen durch das Gesetz zur 
Modernisierung des Stiftungsrechts und 
seine Umsetzung in den 
Landesstiftungsgesetzen. 
Ein weiterer Schwerpunkt 
liegt auf den praktischen 
Konsequenzen einiger 
wichtiger steuerrechtlicher 
Gesetzesänderungen der 
vergangenen Jahre.
Die Neuauflage erscheint 
im Februar 2025. 

WISSENSWERTES

DIETMAR WEIDLICH VERABSCHIEDET SICH 
NACH FAST 30 JAHREN IN DEN RUHESTAND
Nach fast 30 sehr prägenden Jahren bei Curacon – 
hiervon 15 Jahre als geschäftsführender Partner der 
Curacon Rechtsanwaltsgesellschaft mbH – verabschiedet 
sich Dietmar Weidlich in seinen wohlverdienten 
Ruhestand. 
Dietmar Weidlich hat in den zurückliegenden 30 Jahren 
nicht nur große Spitzenverbände, Komplexträger und 
Krankenhausgruppen bei Umstrukturierungen und Zusammen-
schlüssen rechtlich beraten, sondern auch viele Träger von 
Einrichtungen in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft auf 
dem Weg zu einer modernen Corporate Governance-Struktur 
begleitet. Kai Tybussek und Michael Wendt bleiben 
Geschäftsführer der unter neuem Namen firmierenden 
Curacon Recht GmbH.

STUDIE NACHHALTIGKEIT 
– START VERSCHLAFEN? 
Wo liegen die größten Hindernisse für 
die Unternehmen der Gesundheits- und 
Sozialwirtschaft im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeit und wie gehen sie 
damit um? 
Die neue Studie gibt Einblicke zum Status 
quo der Nachhaltigkeitsstrategien in der 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft und gibt 
Handlungsempfehlungen 
für die Entwicklung und 
Umsetzung einer Nach-
haltigkeitsstrategie in
Ihrem Unternehmen. 

MARCO SANDER ÜBERNIMMT DIE RESSORTLEITUNG 
GESUNDHEITSWIRTSCHAFT

Seit Januar dieses Jahres ist Marco Sander neben seiner Tätigkeit als Partner 
und Niederlassungsleiter in Stuttgart und Freiburg für Curacon Mitglied im 
IDW-Krankenhaus-Fachausschuss. 
Ab Januar 2025 übernimmt er die Leitung des Ressorts Gesundheitswirtschaft 
bei Curacon und wird Nachfolger von Birgitta Lorke, die das Ressort seit 2013 
geleitet hat und sich nun in den wohlverdienten Ruhestand verabschiedet. 

Nachhaltigkeit
Start verschlafen?
Studie zum Status quo der Nachhaltigkeitsstrategien 
in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft 

S
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Bestellung
Weitere Exemplare der Studie oder die Studie in digitaler Form können Sie unter 
www.curacon.de/studien bestellen. Bei Bedarf leiten wir die Studie gerne auch 
an andere interessierte Personen weiter. 

Kontakt
Benötigen Sie zusätzliche Informationen, interessieren Sie sich für eine unserer Studien 
oder haben Sie weitere Fragen? Dann senden Sie uns gerne eine E-Mail an: 
studien@curacon.de  
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Führung und Aufsicht – Kontinuität und Transformation in herausfordernden Zeiten
Studie Controlling in der Sozialwirtschaft – aktueller Stand und Entwicklungstendenzen
Altenhilfebarometer – droht der Systemkollaps?
Krankenhauscontrollingstudie – Entwicklungstendenzen im Krankenhauscontrolling
Studie Benchmark Krankenhaus-IT – Benchmarking Krankenhaus
Studie Eingliederungshilfe – BTHG: ein Bürokratiemonster?
Datenschutzstudie – Datenschutz zwischen DSGVO und Digitalisierung
TCMS-Studie – mehr Sicherheit in der digitalen Welt
Komplexträgerstudie – Schlüsselelement Personalmanagement
Studie Öffentlich-Öffentliche Partnerschaften – Experiment oder Erfolgsgarant? 
Studie Digitalisierung in den Kirchen – Wie steht es um die Digitalisierung in den Kirchen?

Jetzt kostenlos bestellen!

http://www.curacon.de/studien
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UNSERE NEUEN PARTNER – HERZLICHEN GLÜCKWUNSCH!
Zum 1. Januar 2025 begrüßen wir ganz herzlich Thorsten Koschate, Dr. Philipp Ostwald und Frank Roller 
in unserem Partnerkreis. 
Thorsten Koschate, Steuerberater mit Schwerpunkt für die Analyse von Steuerrisiken im Rahmen von Due 
Dilligence Untersuchungen bei Unternehmensübernahmen sowie der Beratung bei der steuerlichen Außen-
prüfung, ist bereits seit 2009 bei Curacon. Neben seiner Rolle als Steuerberater leitet er außerdem die 
Steuerberatung in Hannover. Dr. Philipp Ostwald bringt seine Erfahrung seit 2023 in die Unternehmens-
beratung bei Curacon ein. Zu seinen Schwerpunkten gehören die Beratung bei Sanierungs- und 
Restrukturierungsprojekten sowie die Entwicklung von Medizinstrategien. Frank Roller begann seine 
berufliche Laufbahn bei Curacon im Jahr 2011 in der Niederlassung Ratingen, wo er das Steuerberater-
examen ablegte. Seit 2017 ist er für die Steuerberatung der Niederlassung Leipzig zuständig. Die 
Schwerpunkte seiner Arbeit liegen vor allem in der steuerlichen Betreuung gemeinnütziger Träger. 

IMPRESSUM

Stand: Dezember 2024
Herausgeber: CURACON GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Redakt. Verantw.: Tobias Allkemper  (Geschäftsführender Partner CURACON GmbH)

Bei Fragen und Anregungen 
wenden Sie sich gerne an:
Jule Kettler
0251/92208-431
jule.kettler@curacon.de

CURACON RESEARCH – BENCHMARK UND BRANCHENREPORTS 
Die von uns fokussierten Märkte der Gesundheits- und Sozialwirtschaft sind mit mehr als 35.000 
Einrichtungen sehr komplex und gleichzeitig in ihrer jeweiligen Struktur und Entwicklung heterogen. 
Entsprechend umfangreich sind die Informationen zu diesen Märkten – wir behalten für Sie die Übersicht 
und verschaffen Ihnen die notwendige Transparenz. 
Curacon verfügt mit über 15.000 Abschlüssen über eine der größten Wirtschaftsdatenbanken für die 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft. Branchenspezifisch werden hier ca. 800 aktuelle Jahresabschlüsse 
mit umfangreichen, anonymisierten Mandatsdaten sowie verfügbaren Marktdaten kombiniert. Jährlich 
werden ca. 2.500 Abschlüsse neu erfasst und bis zu 250 Kennzahlen ermöglichen neben den bekann-
ten Gewinn- und Verlustrechnungs- sowie den Bilanzstrukturdaten auch Aussagen über Personalstrukturen, 
Produktivität und Leistungskennziffern.
Neben den einrichtungsspezifischen Analysen haben wir permanent das „Ohr an der Branche“. Seit 
2021 bietet Curacon mit unseren Branchenreports zweimal im Jahr kompaktes Wissen zu den Branchen 
an. Die Reports legen aktuelle Entwicklungen dar, beschreiben Rahmenfaktoren, beleuchten Fokusthemen 
und skizzieren Zukunftsszenarien. Die Daten hierfür beziehen wir aus unseren umfangreichen Curacon-
Datenpools, unseren Studien sowie aggregierten und konsolidierten externen Marktdaten – bewertet 
und eingeordnet durch unsere Ressort-Expert:innen.

Jetzt informieren!

Thorsten Koschate Dr. Philipp Ostwald
Frank Roller

mailto:jule.kettler@curacon.de
https://www.curacon.de/research
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